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Gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV)

Finanzierungsmodell
Solidarische Bür-
gerinnen- und Bür-
gerversicherung:
- alle Menschen und
alle Berufsgruppen
einbeziehen

- alle Einkommens-
arten berücksich-
tigen

- Beitragsbemes-
sungsgrenze und
Versicherungs-
pflichtgrenze auf-
heben

- Sonderbeitrag von
0,9 Prozent ab-
schaffen

- Leistungskatalog
am medizinischen
Bedarf ausrichten

Bürgerversicherung,
aber ohne volle Soli-
darität.
- Keine Aussage zu
An- oder Aufhebung
der Beitragsbemes-
sungsgrenze.

- Wenn – wie von der
SPD gefordert - auch
andere Einkom-
mensarten herange-
zogen werden, aber
die Beitragsbemes-
sungsgrenze bleibt,
zahlen ausschließ-
lich diejenigen mit
geringen oder mittle-
ren Einkommen und
zusätzlich Miet- oder
Zinseinnahmen mehr
Beitrag

Bürgerversicherung,
aber:

unterschiedliche Bei-
tragssätze und Wettbe-
werb zwischen den
Krankenkassen

keine volle Solidarität (s.
unten)

kein Konzept für die
Finanzierung !!!!
(? „Grundversor-
gung plus Zusatz-
versicherungen“ ?
? sozial ungerechtes
Prämienmodell ?)
nur vage Aussagen:
- „mehr Generatio-
nengerechtigkeit“

- „echte Wahlfreiheit“
- Eigenverantwor-
tung stärken (d.h.
Patienten sollen
mehr aus eigener
Tasche zahlen)

oder Detailfragen wie
-Korrektur am krank-
heitsorientierten Ri-
sikostruktu-
rausgleich

-Steuerfinanzierung
versicherungsfremder

- „leistungsgerechtes
Prämiensystem“, nur
„Grundversorgung
ohne Risikozuschläge“
(d.h. Ältere und Kran-
ke zahlen mehr, und
Arme müssen gleich
viel zahlen wie Rei-
che)

- Sozialausgleich nur
über Steuern.

„Solidarität plus Eigen-
verantwortung“

- (Langfristig Abschaf-
fung der Gesetzli-
chen Krankenversi-
cherung)

- Forderung nach un-
terschiedlichen Bei-
tragssätzen der ein-
zelnen Kassen
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Leistungen

Beitragsbemes-
sungsgrenze

Aufheben!
volle Solidarität,

darum müssen alle
entsprechend ihrer
gesamten finanziel-
len Leistungsfähig-
keit Beiträge ent-
richten

Keine Aussage zu An-
oder Aufhebung der
Beitragsbemessungs-
grenze.

Dadurch keine wirk-
liche Erweiterung
der Solidarität insb.
auf hohe Einkommen

Anheben, aber nicht
aufheben;

Dadurch keine volle
Solidarität, sondern
Bevorzugung von Bes-
serverdienenden

Keine Aussage,

wahrscheinlich keine
Änderung des Status
quo vorgesehen, also
die unsolidarische
Beitragsbemessungs-
grenze beibehalten

Wegen der perspekti-
visch geplanten Ab-
schaffung der GKV
hierzu keine Äußerung

Zuzahlung und Pra-
xisgebühr

Abschaffung aller
Zuzahlungen und
der Praxisgebühr

Keine Aussage dazu,
somit Beibehaltung

Wahlprogramm: Strei-
chung von Arzneimit-
tel-Zuzahlungen und
Praxisgebühr

(aber: alle diesbezügli-
chen Anträge der Frak-
tion DIE LINKE fanden
im Bundestag keine Un-
terstützung durch die
Grünen)

„zusätzliche Belas-
tungen in Grenzen
halten“

somit Beibehaltung
und keine Abschaf-
fung dieser unsoli-
darischen Zusatzbe-
lastungen

Für finanzielle
„Selbstbeteiligungen“
(zur Steuerung eines
kosten- und gesund-
heitsbewussten Ver-
haltens“)

Aber:
gegen bürokratische
Praxisgebühr

Privater Krankenver-
sicherungsschutz

Private Versiche-
rungen nur noch
für Zusatzleistun-

PKV soll erhalten wer-
den, aber in den
krankheitsorientier-

„Die Leistungsfähigsten
sollten sich nicht weiter
in die Privatversicherung

„leistungsfähige priva-
te Krankenversiche-
rungen“ sollen erhal-

Für die FDP stellt das
kapitalgedeckte Sys-
tem einer „starken
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gen (wie Einbett-
Zimmer im Kran-
kenhaus etc.)

ten Risikostruktur-
ausgleich einbezo-
gen werden

flüchten können“,
(aber keine explizite For-
derung nach Beschrän-
kung der PKV auf Zu-
satzversicherungen

ten und gestärkt wer-
den

gegen „staatliche
Einheitsversiche-
rung“

privaten Krankenversi-
cherung“ die Lösung
dar und soll auf alle
übertragen werden

„Privat kommt vor dem
Staat“

Sachleistungsprinzip Für Sachleis-
tungsprinzip, das
allen den erforderli-
chen Zugang zur
gesundheitlichen
Versorgung ermög-
licht

Keine Aussage Keine Aussage Für Kostenerstat-
tungsprinzip und
„Wahltarife“ neben
Sachleistungsprinzip,
d.h. Entsolidarisie-
rung für Junge, Ge-
sunde und Besser-
verdienende

Für Kostenerstat-
tungsprinzip

Parität - Arbeitgeber müs-
sen wieder zur
Hälfte an den
Ausgaben für Ge-
sundheit beteiligt
werden,

- darum Abschaf-
fung der Zuzah-
lungen und

- Streichung des
Sonderbeitrags

Wahlprogramm: Son-
derbeitrag von 0,9
% wieder je zur
Hälfte von Beschäf-
tigten und Arbeit-
gebern zu tragen

(aber die SPD hat
unter Gerhard Schrö-
der und Ulla Schmidt
diesen Sonderbeitrag

Keine Aussage Keine Aussage dazu,
somit Beibehaltung
der milliardenschwe-
ren Entlastung der
Arbeitgeber

Keine Aussage

somit Beibehaltung der
milliardenschweren
Entlastung der Ar-
beitgeber
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von 0,9 Prozent
- Verhinderung
von Zusatzbei-
trägen für Ge-
sundheitsfonds

erst eingeführt
und unsere Anträge
zur Abschaffung des
Sonderbeitrags im
Bundestag stets ab-
gelehnt.)

Gesundheitsfonds (- Ausgleich der
krisenbedingten
Einnahmeausfäl-
le über einen
Steuerzuschuss
und nicht als Dar-
lehen)

- Keine Zusatzbei-
träge

- Keine kleine
Kopfpauschale! )

(keine Kritik, daher
wohl Zustimmung
zum Gesundheits-
fonds)

- gegen einheitlichen
Beitragssatz

- gegen Zusatzbeiträge
in Form einer kleinen
Kopfpauschale

„lehnen Staatsmedi-
zin ab“
(das bedeutet bei den
Unionspolitikern
meist auch die Ab-
lehnung des einheit-
lichen Beitragssat-
zes bei Gesundheits-
fonds oder Bürger-
versicherung)

Gegen zentral ge-
steuerte „Staatsme-
dizin“

(ambulante) Versor-
gung

- Bedarfsgerechte
wohnortnahe
Versorgung si-
cherstellen

- Medizinische
Versorgungs-

- „Gute Versorgung in
allen Regionen“

- Flexibilisierung
des Vertragsge-
schehens, auch Ein-
zelverträge neben

- Wohnortnahe Versor-
gung (insb. chronisch
Kranker) verbessern

- Hürden zwischen den
Sektoren (ambulant /
stationär / Pflege und

- freie Berufe / Ärz-
teschaft und Thera-
piefreiheit stärken

- Medizinische Ver-
sorgungszentren
nicht in Trägerschaft

- Therapiefreiheit
- Gegen bürokrati-
sche Vorgaben

- Freiberuflichkeit
stützen
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zentren nicht in
Trägerschaft von
Kapitalgesell-
schaften

- ärztliche Unter-
versorgung ins-
besondere in länd-
lichen Regionen
durch finanzielle
Anreize, Nach-
wuchsförderung,
Gemeinde-
schwesterstatio-
nen und Vernet-
zung entschieden
bekämpfen

- Patienteninte-
ressen in den
Mittelpunkt stel-
len

- Sachleistungs-
prinzip sichern

Kollektivverträgen
- einheitliche Vergü-
tung der Ärzte
durch gesetzliche
und private Kran-
kenversicherung

- Sicherung der freien
Arztwahl

- Stärkung der Zu-
sammenarbeit von
niedergelassen und
stationär tätigen Ärz-
ten

- Entlastung der Ärzte
durch spezialisierte
Assistenzkräfte

- Geriatrie und Pallia-
tivversorgung stär-
ken

- Patientenrechte
stärken

Reha) abbauen
- Mehr Kostentranspa-
renz durch patienten-
verständliche Abrech-
nung

- Hausarzt als Lotse
- konsequente Patien-
tenorientierung /
Stärkung der Rechte
und der Beratung

- alternative Behand-
lungsverfahren und
Naturheilkunde

von Kapitalgesell-
schaften

- „mehr Transpa-
renz“ (bedeutet
wahrscheinlich Plä-
doyer für Kostener-
stattung ne-
ben/statt Sachleis-
tungsprinzip)

- Einzelvertragliche
Regelungen zwi-
schen Kassen und
Leistungserbringern

- „Regionalität statt
Zentralismus“

- Sektorengrenzen
durchlässiger ma-
chen

- „bürokratische
Vorgaben ... dras-
tisch reduzieren“

- unabhängige Pati-
enteninformation
und –beratung

- freie Arztwahl
- public-private-
partnership auch im
Gesundheitsbereich

- Palliativversorgung
verbessern

- für Ausbau der
Organlebendspende
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Krankenhäuser - Bessere finanziel-
le Ausstattung,

- für dualistische
Finanzierung,
(Behandlungskos-
ten über Kassen /
Investitionen und
Baumaßnahmen
über Länder)

- Krankenhauspla-
nung und –finan-
zierung muss
staatliche Aufga-
be bleiben!

- Privatisierung
von Kliniken
stoppen, bereits
privatisierte wieder
in öffentl. Träger-
schaft überführen

- Öffnung der Kran-
kenhäuser für am-
bulante Versor-
gung (Poliklinik-

- Bundesweit einheit-
liche Vergütung

- (Tendenziell eher
Unterstützung eines
monistischen
Finanzierungs-
modells,
d.h. Abschaffung der
Investitionsfinanzie-
rung durch die Län-
der und Kommunen

und damit Beendi-
gung der Möglichkeit
öffentlicher Kran-
kenhausplanung

- Öffnung der Kran-
kenhäuser für am-
bulante Versor-
gung

Keine Aussage - Länder sollen wei-
terhin Einzelförde-
rung von Investitio-
nen (neben Investi-
tionspauschalen)
vornehmen können

- Gegen bundesweit
einheitliche Vergü-
tung

Keine Aussage
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Modell)
Arzneimittel - Positivliste

- Feste Erstattungs-
Preise

- reduzierter Mehr-
wertsteuersatz
für Arzneimittel

- (Versandhandel
für verschreibungs-
pflichtige verbieten)

Kosten-Nutzen-
Bewertung ausbauen

- Positivliste
- mehr Hürden bei Arz-
neimittelzulassung

- geschlechtergerechte
Gesundheits- und
Pharmaforschung

- „Auswüchse im Ver-
sandhandel für Arz-
neimittel eindäm-
men“

- Eigentümer ge-
führte Apotheken
erhalten

Keine Aussage

(wegen der Industrie-
freundlichkeit der FDP
vielleicht auch nicht
verwunderlich)

Prävention - Stärkung von Ge-
sundheitsförde-
rung und Präventi-
on, auch durch ein
Präventionsge-
setz,

- soziale Ursachen
von Krankheit be-
kämpfen

„Verbesserung und
Erhaltung der Ge-
sundheit aller Bürge-
rinnen und Bürger
Aufgabe und Verant-
wortung staatlicher
Daseinsvorsorge“

(Allerdings hat die
SPD in 11 Jahren
Regierungsverant-
wortung kein Prä-
ventionsgesetz ver-
abschiedet!)

Präventionsgesetz und
soziale Ursachen von
Krankheiten bekämpfen

- „Eigenverantwor-
tung , Vorsorge und
Prävention stärken“
mit Wahl- und
Selbstbehalttarifen

- „ohne zentralistische
Steuerung“

(darum verhindert die
Union schon seit 2
WP ein Präventions-
gesetz!)

Prävention wird bei der
FDP in erster Linie als
eine individuelle Her-
ausforderung gesehen,
soziale Ursachen
ausgeblendet.

Darum geht es der
FDP um „Eigenver-
antwortung“ und
„Gesundheitsbe-
wusstsein“, nicht um
den Einfluss der sozia-
len Lage auf die Ge-
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sundheit

Pflege - Bürgerversiche-
rung bei Gesund-
heit und Pflege

- Pflegenotstand
beseitigen und
Personalschlüs-
sel in stationären
Einrichtungen
verbessern

- Ganzheitliche
Pflege (mit Ermög-
lichung sozialer
Teilhabe und Ori-
entierung am indi-
viduellen Bedarf)

- Ausbau der Bera-
tung für Angehöri-
ge und Pflegebe-
dürftige

- Bürgerversiche-
rung bei Gesundheit
und Pflege
(mit den gleichen
Einschränkungen der
Solidarität wie bei
Gesundheit)

- Weiterentwicklung
des Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs
umsetzen

- Wohnortnahe Un-
terstützungsange-
bote ausbauen

- Freistellung von
Angehörige für 10
Tage zur Organisati-
on der Pflege

- Bürgerversicherung
bei Gesundheit und
Pflege
(mit den Einschränkun-
gen der Solidarität wie
bei Gesundheit)

- Weiterentwicklung des
persönlichen Budgets

- Flexible Hilfe- und Pfle-
geangebote, neue
Wohnformen

- unabhängige Bera-
tung

- 3 Monate Pflegezeit
mit Lohnersatz für An-
gehörige (

- Attraktivität der Pfle-
geberufe verbessern

- Niveau der Pflege-
versicherung und
Einbezug von de-
mentiell Erkrankten
wird als bereits ge-
lungen und be-
währt betrachtet,

- „Eigenverantwor-
tung und Eigeninitia-
tive zur Absicherung
des Pflegerisikos“
= Ja zum Teilkasko-
Charakter der Pfle-
geversicherung plus
private Zusatzversi-
cherungen

- Berufsbild des
Pflegepersonals und
Kompetenzen stär-
ken

- Bürokratie-
Hemmnisse abbauen

- Pflegeversicherung
für“ finanzielle
Grundausstattung“

- Geldleistung statt
Sachleistung

- Umstellung auf Kapi-
taldeckung
(= gleich teure Prä-
mien für Arme wie
für Reiche!)

- plus ergänzend pri-
vate Vorsorge

- Stärkung der Selbst-
bestimmung und
Eigenverantwortung

Elektronische Ge-
sundheitskarte

- Stopp der elek-
tronischen Ge-

Prinzipielle Unter-
stützung der elekt-

Einzelne Bedenken zu
Datenschutz, Freiwillig-

keine Aussagen im
Wahlprogramm,

Ebenfalls Forderung
nach einem Moratori-
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sundheitskarte,
- Prüfung dezen-
traler Speicher-
medien / in Pati-
enten-Hand

- Gegen „Mehr-
wertdienste“ und
Zugriff von Dienst-
leistern / Arbeit-
gebern auf elekt-
ronische Gesund-
heitsakte

ronischen Gesund-
heitskarte
unter Missachtung
aller Einwände und
Kritikpunkte

keit und Kommerzielle
Nutzungsmöglichkeit,
aber
insgesamt eher Befür-
wortung der elektroni-
schen Gesundheitskarte
und
gegen Stillstand und
Moratorium

pro elektronische
Gesundheitskarte
im Bundestag

um

mit ähnlichen Be-
gründungen wie wir.


